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Landschaftsschutzgebiet "Obere Wietze" (LSG-H 11) 
Behördenbeteiligung im Neuausweisungsverfahren gemäß § 14 Abs. 1 NAGBNatSchG 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die Übersendung der Unterlagen für einen Verordnungsentwurf zur Neu-
ausweisung des Landschaftsschutzgebietes (LSG) "Obere Wietze" und die Gelegenheit zu ei-
ner Stellungnahme.  
 
Den Verordnungsentwurf nebst Begründung und die Karte zur Verordnung haben wir hinsicht-
lich der Belange der Landeshauptstadt Hannover geprüft.  
 
Mit der Neuausweisung des LSG "Obere Wietze" soll das bisherige LSG Nr. 11 "Obere Wiet-
ze" aus dem Jahr 1969 ersetzt werden. Insbesondere sollen die Verordnungsinhalte z.T. neu 
definiert bzw. auf aktuelle naturschutzrechtliche Grundlage gestellt werden. In diesem Zuge 
werden einige Flächen in das LSG neu einbezogen, in geringerem Maße auch aus dem LSG 
herausgenommen. 
 
Die Landeshauptstadt Hannover begrüßt im Grundsatz die Aktualisierung und Zusammenfüh-
rung der Landschaftsschutzgebiete im Stadtgebiet und im ehemaligen Landkreisgebiet durch 
die Region Hannover.  
 
Dieser Landschaftsraum ist aus Gründen des Naturschutzes, der Freiraumversorgung und 
Naherholung sowie des Kulturlandschaftsschutzes von sehr hoher Bedeutung. Die kleinräumig 
gekammerte und vielfältige Landschaft ist im Gebiet der Stadt Hannover einmalig und bildet 
ein Kernstück räumlicher Identität und Verbundenheit für die dort lebende Bevölkerung. Ein 
langfristiger Schutz und die schonende Weiterentwicklung des Landschaftsraumes werden 
durch diese LSG-Verordnung gewährleistet. 
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Auch aus klimaökologischer Sicht begrüßen wir die Neuausweisung des Landschaftsschutz-
gebietes Obere Wietze. Mit der Unterschutzstellung des Gebietes und insbesondere dem Er-
halt und der Förderung von Grünland wird ein bedeutendes Kaltluftentstehungsgebiet gesi-
chert, das im Zuge des Klimawandels noch an Bedeutung gewinnen wird. 
 
A.: Zum Textteil 
 
Freiraumversorgung/Naherholung  
In § 2 Abs. 1 ist aufgeführt, dass sich dieser Landschaftsraum direkt an den Siedlungskörper 
der Landeshauptstadt Hannover anschließt und von daher eine besondere Bedeutung für die 
stadtnahe Freiraumversorgung hat. Dieser Einschätzung schließen wir uns an, ausgerechnet 
der direkt an den Siedlungsbereich Isernhagen-Süd angrenzende Raum nördlich der Varrel-
heide (Teichwiesen) kann diesen Anforderungen allerdings nicht im geringsten Maße gerecht 
werden, da dieser Raum für Erholungsuchende nicht erschlossen und somit nicht zugänglich 
ist. Auch der letzte für dieses Gebiet erarbeitete Landschaftsplan Isernhagen/Bothfeld aus 
dem Jahr 1997 kam zu dieser Beurteilung. 
 
Auch wenn es zum aktuellen Zeitpunkt keine Planungen der Stadt Hannover in diesem Raum 
gibt, ist es doch sinnvoll den in § 4 Abs. 1 Nr. 11 formulierten Erlaubnisvorbehalt zum Aus- und 
Neubau von Wegen nicht auf die Zwecke der land- und fortwirtschaftlichen Nutzung zu be-
schränken, sondern hier auch die Naherholung als berechtigtes Anliegen für Wegebaumaß-
nahmen aufzunehmen.  
 
Zum Grünlandumbruchverbot auf verschiedenen Flächen 
In den mit Grünlandumbruchverbot belegten Flächen ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 10 des Verord-
nungsentwurfs ein Umbruch ausschließlich bei einem Tipula-Befall (Schnaken-Befall) und an-
schließender Neueinsaat erlaubnisfähig. Nach den Erläuterungen dazu wird Tipula-Befall nur 
beispielhaft als Voraussetzung für den möglichen Umbruch erwähnt. Hier muss eine Anglei-
chung vorgenommen werden. Aus unserer fachlichen Sicht sollte im Verordnungstext neben 
Tipula-Befall auf jeden Fall auch das dort z.T. massiv vorkommende Jakobskreuzkraut als 
Grund für einen Umbruch im Einzelfall und in Abstimmung mit der UNB benannt werden, wenn 
alle anderen, üblichen Maßnahmen zur Eindämmung/Beseitigung des Jakobskreuzkrautes 
nicht greifen. 
 
Zum Besatz fischereiwirtschaftlich nicht genutzter Gewässer 
Laut § 3 Abs. 2 Nr. 8 soll das Einsetzen von Fischen oder Krebsen in bisher nicht fischereiwirt-
schaftlich genutzte Gewässer unter die Verbotstatbestände fallen, allerdings nur bei solchen 
Arten, die nicht der natürlichen Lebensgemeinschaft entsprechen. Aus Sicht der Landes-
hauptstadt Hannover ist die Beschränkung des Verbots auf Arten, "die nicht der natürlichen 
Lebensgemeinschaft entsprechen" naturschutzfachlich nicht zu rechtfertigen, da der Einsatz 
von Fischen und Krebsen an bisher fischereiwirtschaftlich nicht genutzten Gewässern stets zu 
einer Veränderung der Artenzusammensetzung führt und daher grundsätzlich abzulehnen ist. 
Die Einschränkung ist daher zu streichen. 
 
Zu diversen Regelungen den Betrieb der städtischen Baumschule betreffend  
Die Flächen südlich der Autobahn sind aus dem LSG-Entwurf herausgenommen. Für die wei-
teren Flächen nördlich der Varrelheide wird im Entwurf in den Erläuterungen zu § 3 Abs. 2 Nr. 
5 ein Bestandsschutz definiert, eine Erweiterung der Flächen ist allerdings nicht möglich. 
Durch die Freistellung einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung von Grundstücken in § 6 Nr. 1 
der Verordnung ist der weitere Betrieb der ohnehin umweltschonend bewirtschafteten Flächen 
weiterhin gesichert, so dass wir diesbezüglich mit den Regelungen der Verordnung einver-
standen sind. 
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B.: Zur Karte zur LSG-Verordnung 
 
Zu den Betriebsflächen der städtische Baumschulen  
In der vorliegenden Entwurfsfassung sind die Flächen zwischen Varrelheide und Autobahn A2 
von dem Gebiet des zukünftigen LSG ausgenommen. Dies begrüßen wir ausdrücklich. Zum 
Verbleib der Flächen nördlich der Autobahn A7 im LSG-Entwurf wurde oben bereits ausge-
führt.  
 
 
Wunschgemäß erhalten Sie diese Stellungnahme parallel auch per E-Mail. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Der Oberbürgermeister 
Im Auftrage 
 
 
 
 
(Heesch) 
Fachbereichsleiter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


